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Aktionseinheit zur Abwehr des 
Faschismus ablehnte, konnten die 
reaktionärsten, chauvinistischen 
und räuberischsten Kreise des 
Monopolkapitals ihre offene 
Diktatur errichten, die schließ
lich im Juni 1933 auch zum Ver
bot der SPD führte. Während 
der ganzen Zeit der Weimarer 
Republik gab es in der SPD 
Kräfte, die der Politik der Zu
sammenarbeit mit den bürgerli
chen Parteien Widerstand ent
gegensetzten und an einer Zu
sammenarbeit mit den Kommu
nisten interessiert waren. Oppo
sitionelle Kräfte in der SPD, die 
nach einem Weg des Kampfes 
gegen Faschismus und Reaktion 
suchten, jedoch nicht zu einer 
marxistischen Politik überzu
gehen vermochten und einen 
W'eg zwischen SPD und KPD für 
möglich hielten, bildeten 1931 
die Sozialistische Arbeiterpartei 
Deutschlands, die ohne größe
ren Einfluß blieb. In der Zeit 
des Faschismus, vor allem wäh
rend des zweiten Weltkrieges, 
zerfiel die SPD in einzelne Grup
pen. Der Parteivorstand löste 
sich 1940 in Lissabon auf, wäh
rend zahlreiche sozialdemokrati
sche Arbeiter und Funktionäre 
am antifaschistischen Wider
standskampf teilnahmen. Durch 
den Zentralausschuß der SPD 
wurde im Mai 1945 begonnen, 
die Partei wieder aufzubauen. 
Der Zentralausschuß der SPD 
stimmte in seinem Aufruf vom. 
15. 6. 1945 dem Aktionspro
gramm der KPD zu. Die aus der 
sozialdemokratischen Politik 
während der Weimarer Republik 
gezogenen Lehren sowie die Er
fahrungen des gemeinsamen 
antifaschistischen Widerstandes 
mit den Kommunisten waren 
die Grundlage für die Herstel
lung der Aktionseinheit zwi
schen Kommunisten und Sozial
demokraten, die im Apr. 1946 in

der damaligen sowjetischen Be
satzungszone zur Vereinigung 
von KtD und SPD zur —> Sozia
listischen Einheitspartei Deutsch
lands führte.
2. politische Partei in der BRD 
und in Westberlin, deren maß
gebliche Führungskräfte die im
perialistische Ordnung aktiv 
verteidigen. Die einheitsfeind
lichen Kräfte in der SPD führten 
nach der Zerschlagung des Fa
schismus die Tolerierungspoli
tik gegenüber der Monopolbour
geoisie weiter. Sie spalteten sich 
vom Zentralausschuß der SPD 
ab und gründeten 1946 in 
Hannover für die damaligen 
westlichen Besatzungszonen eine 
eigene Partei. Sie setzten die 
opportunistischen Traditionen 
der SPD fort. Ihre politische 
Konzeption bestand darin, die 
wachsenden Bestrebungen der 
Sozialdemokratie in den dama
ligen westlichen Besatzungszo
nen nach Herstellung der Ein
heit der Arbeiterklasse zu unter
drücken, die revanchistischen 
Kräfte, die im zweiten Weltkrieg 
eine Niederlage erlitten hatten, 
zu unterstützen und die SPD in 
den bürgerlichen Staat zu inte
grieren. Diese Konzeption be
günstigte die nach 1945 zunächst 
geschwächte Monopolbourgeoi
sie und trug wesentlich zur Re
stauration ihrer Macht bei. In 
der SPD stoßen zwei in gegen
sätzlichen Klasseninteressen wur
zelnde Linien aufeinander: einer
seits die Linie der maßgeblichen 
Führungskräfte, die immer fester 
mit dem staatsmonopolistischen 
System verwachsen sind und ak
tiv die monopolkapitalistische 
Ordnung verteidigen; anderer
seits die Linie jener breiten 
Schichten der Sozialdemokratie, 
die als Arbeiter, Angestellte und 
Werktätige anderer Bereiche mit 
dem Imperialismus konfrontiert 
sind und darum — allerdings


